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Bayerisches Förderprogramm für Hochgeschwindigkeitsinternet 
 
 
Nachdem sich die Regierungsfraktio-
nen von CSU und FDP auf Höhe und 
Inhalt einer Förderung verständigt hat-
ten, beschloss die Staatsregierung am 
25. April 2012 die Eckpunkte zur För-
derung des Hochgeschwindigkeits-
internets in ganz Bayern.  
 
Der CSU-Fraktion war es dabei wich-
tig, dass bayernweit Internetan-
schlüsse der nächsten Generation 
gefördert werden können, weil wir uns 
davon kräftige Impulse für den IT- 
und Wirtschaftsstandort Bayern er-
warten. 
Zukunftsfähige Breitbandanschlüs-
se sind eine Grundlage für bestmögli-
che Standortqualität und die Schaf-
fung und Sicherung von Arbeits-
plätzen.  
Im Nachtragshaushalt 2012 haben 
wir deshalb die Fördermittel für das 
neue bayerische Förderprogramm für 
Hochgeschwindigkeitsinternet auf ins-
gesamt 100 Millionen Euro aufge-
stockt. Auch in den kommenden Jah-
ren wollen wir weitere kraftvolle Im-
pulse für das schnelle Internet setzen. 
 
Neben der bayernweiten Wirkung war 
der CSU-Fraktion eine Differenzie-
rung der Fördersätze nach Finanz-
kraft der Kommunen sehr wichtig. 
Auch steuerschwächere Gemeinden 

sollen von der Förderung profitieren 
können, die sonst die Erschließung mit 
superschnellem Internet nicht schul-
tern könnten. Außerdem wird auf unse-
ren Vorschlag das Förderprogramm 
durch zinsgünstige Darlehen der 
LfA Förderbank Bayern flankiert.  
 
Im Einzelnen haben wir uns auf fol-
gende Förder- und 
Priorisierungskriterien geeinigt: 
 

 Ziel ist der Ausbau von Breitband-
netzen der nächsten Generation 
mit Übertragungsbreiten von min-
destens 50 Mbit/s in Gewerbege-
bieten und „Kumulationsgebie-
ten“ mit mindestens fünf Unter-
nehmen.  

 

 Die Erschließung von Privat-
haushalten und kommunalen 
Einrichtungen (wie etwa Schulen 
und Behörden) ist in diesem Zu-
sammenhang als erwünschter 
Nebeneffekt auch unterhalb der 
genannten Mindestübertragungsra-
te förderfähig. 

 

 Der Förderhöchstbetrag beläuft 
sich auf 500.000 Euro pro Ge-
meinde; förderfähig ist nur der 
Ausgleich der Wirtschaftlichkeitslü-
cke. 
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 Der maximale Fördersatz beträgt 
80 % in den strukturschwachen 
Gebieten und an von Abzugsplä-
nen betroffenen Bundeswehr- und 
US-Truppenstandorten. 

 

 Für die übrigen Regionen Bayerns 
beträgt der maximale Fördersatz 
40, 50 oder 60 %, je nach Finanz-
kraft der Gemeinden. 

 

 Das Programm fördert technolo-
gieneutral; es findet keine Leer-
rohrförderung statt, sondern nur 
die Förderung von Endkunden-
anschlüssen.  

 

 Das Programm läuft bis Ende 
2017. 

 

 Es sollen mehrere Millionen Euro 
für ein LfA-Darlehensprogramm 
vorgesehen werden. 

 
Nach dem Beschluss des Ministerrats 
folgt nun die Notifizierung des Pro-
gramms bei der Europäischen Uni-
on. Wir hoffen, dass man in Brüssel 
schnell entscheidet, damit noch in 
diesem Jahr die ersten Förderbe-
scheide bewilligt werden können.  

 
 
 

Rauchwarnmelder zum Standard in ganz Bayern machen 
 
 
Rund 600 Menschen sterben jährlich 
in Deutschland bei Bränden, davon 
allein 50 in Bayern. 95 % aller Brand-
toten fallen nicht den Flammen zum 
Opfer, sondern sterben an einer 
Rauchvergiftung. 70 % der Brandop-
fer werden nachts im Schlaf über-
rascht.  
 
Obwohl Rauchwarnmelder eine kos-
tengünstige Möglichkeit sind, sich vor 
Brandgefahren zu schützen, sind bis-
her lediglich 7 % aller deutschen 
Haushalte mit Rauchwarnmeldern 
ausgestattet.  
 
Vor diesem Hintergrund hat sich die 
CSU-Fraktion in einem Dringlich-
keitsantrag für eine 
Rauchwarnmelderpflicht ausgespro-
chen, die nicht nur für alle Neubau-

ten, sondern mit einer Übergangs-
frist auch für alle Altbauten gelten 
soll. 
 
Die Koalitionsfraktionen von CSU 
und FDP werden bereits in Kürze ei-
nen gemeinsamen Gesetzentwurf 
vorlegen, der noch vor der Sommer-
pause in den Landtag eingebracht 
werden soll.  
 
Eine eigens dafür eingesetzte Ar-
beitsgruppe befasst sich derzeit mit 
den Details der Regelung.  
Die CSU-Fraktion ist allen praktikab-
len Lösungen gegenüber aufge-
schlossen, die zu einem verstärkten 
Einsatz von Rauchwarnmeldern in 
bayerischen Wohngebäuden führen. 
Wir wollen weder ein 
Bürokratiemonster schaffen, noch 
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die Bürgerinnen und Bürger mit 
Sanktionen oder zusätzlichen be-
hördlichen Kontrollen belasten. 
Wir setzen vielmehr darauf, die Men-
schen durch die „faktische Kraft des 

Normativen“ zum Eigenschutz vor 
Brandgefahren zu motivieren. 
 
 

 
 
 

Fortführung des Franken-Sachsen-Express im Stundentakt 
 
 
Mit der Elektrifizierung des Teilstü-
ckes Dresden-Hof der Franken-
Sachsen-Magistrale (Nürnberg-
Dresden) wird die Linie voraussicht-
lich ab Juni 2016 in Hof gebrochen 
werden. Außerdem droht ein Ende 
des Stundentaktes bereits ab Sep-
tember 2013, falls der IRE nicht fortge-
führt wird. Auch würde eine wesentli-
che Verlängerung der Fahrzeiten 
eintreten, wenn auf bayerischer Seite 
nicht mehr mit Neigetechnikzügen 
gefahren werden würde. 
 
Wir haben die Staatsregierung daher 
in einem Dringlichkeitsantrag aufge-
fordert, sich auf Bundesebene und 
gegenüber der Deutschen Bahn AG 

nachdrücklich dafür einzusetzen, 
dass diese auch künftig ihrer Verant-
wortung für Fernverkehrsverbindungen 
in der Fläche nachkommen und die 
Strecke Nürnberg-Dresden (Fran-
ken-Sachsen-Magistrale) möglichst 
im bisherigen Umfang bedient wird. 
Die Staatsregierung soll dementspre-
chend dafür Sorge tragen, dass die 
Franken-Sachsen-Magistrale auch zu-
künftig alternierend über Marktred-
witz und Bayreuth (als eigenwirt-
schaftlicher Fernverkehr) stündlich 
bedient wird und dass dabei bei allen 
Streckenabschnitten, die nicht elektrifi-
ziert sind, weiterhin soweit möglich 
Neigetechnikzüge eingesetzt werden. 
 

 
 
 

Hausarztversorgung in den ländlichen Regionen  
weiter verbessern – aber richtig! 

 
 
Im Rahmen der medizinischen Ausbil-
dung hat die Allgemeinmedizin einen 
bedeutenden Platz. Ihre Stellung soll 
in der neuen Approbationsordnung für 
Ärzte weiter gestärkt werden. Die 
deutschen Fakultäten unterrichten 
das Fach Allgemeinmedizin teilwei-
se durch eigene Professoren, in der 

Regel Lehrstuhlinhaber, überwiegend 
aber durch praktische Ärzte, die da-
für im Rahmen eines Lehrauftrags in-
nerhalb der Medizinischen Fakultät 
tätig werden.  
Eine stärkere Gewichtung hat die 
Allgemeinmedizin dort, wo ein eige-
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ner Lehrstuhl für Allgemeinmedizin 
besteht.  
 
Für die CSU-Fraktion ist es wichtig, 
dass die Studierenden die Möglichkeit 
haben, dieses anspruchsvolle und 
facettenreiche medizinische Tätig-
keitsfeld im Rahmen ihres Prakti-
schen Jahres tatsächlich kennen zu 
lernen. Insbesondere davon wird es 
nämlich abhängen, ob es in Zukunft 
genügend junge Ärztinnen und Ärz-
te geben wird, die den anspruchsvol-
len Beruf eines Arztes in einer allge-
meinmedizinischen Praxis außerhalb 
der Ballungszentren ausüben wol-
len. 
 
Wir haben daher die Staatsregierung 
in einem Dringlichkeitsantrag aufge-
fordert, unter Wahrung der Hochschul-
autonomie und im Rahmen vorhande-
ner Stellen und Mittel den Aufbau von 
Lehrstühlen für Allgemeinmedizin 
an den medizinischen Fakultäten zu 
unterstützen, die solche Lehrstühle 
einrichten wollen.  
Außerdem soll sie dafür sorgen, dass 
die fünf bayerischen Universitäten, die 
den Studiengang der Humanmedizin 
anbieten, auch zukünftig sicherstel-

len, dass alle Studierenden, die das 
wollen, den 16-wöchigen Ausbil-
dungsabschnitt des Praktischen 
Jahres in der Allgemeinmedizin tat-
sächlich absolvieren können.  
 
Darüber hinaus haben wir die Staats-
regierung aufgefordert zu berichten, 
was sie seit der Ministerratssitzung 
vom 23. März 2010 hinsichtlich der 
Planungen zum Aufbau eines Lehr-
stuhls für Allgemeinmedizin an der 
Medizinischen Fakultät der Universi-
tät Erlangen-Nürnberg unternommen 
hat. 
Der Bericht soll sich ferner darauf er-
strecken, ob es entsprechende Über-
legungen auch an den Medizinischen 
Fakultäten der LMU sowie der Uni-
versitäten Würzburg und Regens-
burg gibt.  
Auch soll sie dazu Stellung nehmen, 
ob sie bereits auf Bundesebene tätig 
geworden ist, die Approbationsord-
nung für Ärzte so zu ändern, dass 
die Allgemeinmedizin weiter ge-
stärkt wird. 
 
 
 
 

 
 
 

Tag der Veteranen der Bundeswehr in Deutschland einführen 
 
 
Mit den Auslandseinsätzen der letz-
ten beiden Jahrzehnte hat sich die 
Bundeswehr mehr und mehr zu einer 
Armee im Einsatz entwickelt. Mitt-
lerweile waren mehr als 300.000 Sol-
datinnen und Soldaten und zivile 
Mitarbeiter der Bundeswehr im Aus-

landseinsatz. Sie nehmen damit eine 
unverzichtbare und einzigartige 
Aufgabe für unseren Staat und unsere 
Gesellschaft wahr. Sie schützen un-
sere Freiheit und den Frieden – hier 
in Deutschland und in internationalen 
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Einsätzen zur Konfliktverhütung und 
Krisenbewältigung.  
 
Gerade im Zuge des Übergangs der 
Bundeswehr hin zu einer reinen Frei-
willigenarmee wird es immer notwen-
diger, die Verankerung der Bundes-
wehr in unserer Gesellschaft weiter-
hin belastbar und lebendig zu erhal-
ten. Dies soll gerade auch durch eine 
deutliche und von der Breite der Ge-

sellschaft getragene Anerkennung des 
Dienstes der Veteranen erfolgen.  
 
Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung daher in einem Dringlichkeits-
antrag aufgefordert, sich auf Bundes-
ebene für die Einführung eines bun-
desweiten Tages für die Veteranen 
der Bundeswehr einzusetzen.  
 
 
 

 
 

Koranverteilung in Bayern:  
Ja zur Religionsfreiheit – Nein zu islamistischer Propaganda 

 
 
Die Verbreitung des Korans oder ande-
rer religiöser Schriften ist vom Grund-
recht der Religionsfreiheit gedeckt. 
 
Der bayerische Verfassungsschutz 
stellt jedoch zur aktuellen Koranvertei-
lung der radikalen Salafisten in 
Deutschland fest, dass die ideologi-
schen Grundsätze des Salafismus 
unvereinbar sind mit den im Grundge-
setz verankerten Prinzipien wie De-
mokratie, Rechtsstaat und Men-
schenwürde.  
Der Koran wird hier also offensichtlich 
für extremistische Umtriebe miss-
braucht. Wir müssen daher wachsam 
sein und dürfen die vom Salafismus 
ausgehenden Gefahren nicht unter-
schätzen. 
 

Deshalb hat die CSU-Fraktion die 
Staatsregierung in einem Dringlich-
keitsantrag aufgefordert, dem Landtag 
zu berichten, welche Erkenntnisse 
den Sicherheitsbehörden in Bayern 
über die Koranverteilungen der 
Salafisten vorliegen, insbesondere ob 
in diesem Zusammenhang Tatsachen 
festgestellt wurden, dass diese verfas-
sungsfeindliche Ziele verfolgen.  
 
Darüber hinaus soll die Staatsregie-
rung im Parlamentarischen Kontroll-
gremium des Landtags berichten, 
welche allgemeinen Erkenntnisse 
den Sicherheitsbehörden, einschließ-
lich des Landesamtes für Verfas-
sungsschutz, über die salafistischen 
Bestrebungen vorliegen. 
 

 
 

ESM und Fiskalpakt eng verknüpfen 
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In einem weiteren Dringlichkeitsan-
trag haben wir die Staatsregierung 
aufgefordert, sich auf Bundesebene 
dafür einzusetzen, dass die Maßgabe 
der Ratifizierung des Fiskalpakts 
und die Erfüllung der sich aus ihm 
ergebenden Pflichten zukünftig als 
Voraussetzung für die Gewährung 
von Finanzhilfen durch den ESM 
strikt eingehalten werden.  
 
Darüber hinaus haben wir noch einmal 
deutlich gemacht, dass einer befriste-
ten teilweisen Kombination der bei-
den Rettungsschirme ESM und 
EFSF nur unter engen Vorausset-
zungen zugestimmt werden kann, 
nämlich:  
 

 Die maximale Ausleihkapazität 
des voraussichtlich zum 1. Juli 
2012 in Kraft tretenden permanen-
ten Rettungsschirms ESM beträgt 
500 Mrd. Euro. 
 

 Der bereits existierende temporäre 
Rettungsschirm EFSF wird Mitte 
2013 auslaufen und greift bis dahin 
parallel zum ESM. 

 

 Der internationale Währungs-
fonds (IWF) muss sich weiterhin 
und dauerhaft an der Eurostabi-
lisierung beteiligen. 
 

 Die Mittel des ESM sind gegen-
über der EFSF vorrangig einzu-
setzen. 
 

 Der Deutsche Bundestag muss 
bei der Freigabe konkreter Ret-
tungspakete weiterhin das letzte 
Wort haben. 
 

 Die Gewährung künftiger Ret-
tungsmaßnahmen setzt voraus, 
dass Empfängerländer Reformen 
durchführen, um die Staatsver-
schuldung zu beseitigen. 

 
Außerdem haben wir noch einmal un-
sere Erwartung zum Ausdruck ge-
bracht, dass die Europäische Zent-
ralbank bei allen ihren Maßnahmen 
der Geldwertstabilität Vorrang ein-
räumt. 

 
 
 
 

Bewährtes System zur Ausbildung  
von Kranken- und Altenpflegern erhalten 

 
 
Die CSU-Fraktion spricht sich dage-
gen aus, dass die Zugangsvoraus-
setzung für die Krankenpflegeaus-
bildung von 10 Jahren allgemeiner 
Schulbildung auf 12 Jahre erhöht 
wird.  

Aufgrund der geplanten 
generalistischen Pflegeausbildung 
wäre indirekt auch die Altenpflege 
davon betroffen. 
 
Mit einer solchen Anhebung würden 
Bewerberinnen und Bewerber mit 
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mittlerer Schulbildung oder mit 
Hauptschulabschluss und berufli-
cher Vorbildung von der EU-weit an-
erkannten Krankenpflegeausbildung 
ausgeschlossen. 
 
Daher lehnen wir den entsprechen-
den Reformvorschlag der EU-

Kommission entschieden ab und ha-
ben die Staatsregierung in einem 
Antrag aufgefordert, diese Haltung 
auch im Bundesrat zu vertreten.  
 
 

 
 
 

Einführung der Gelangensbestätigung  
bei Lieferungen ins EU-Ausland 

 
 
Die Einführung der 
Gelangensbestätigung bei Lieferun-
gen ins EU-Ausland führt zu einem 
hohen Aufwand für deutsche Unter-
nehmen und deren ausländische Ab-
nehmer und ist zudem mit finanziellen 
Risiken verbunden.  
Zwar ist das Ziel, mehr Rechtssicher-
heit zu schaffen und die Nachweise 
auf eine Bescheinigung zu reduzieren, 
zu begrüßen. Die Umsetzung in der 
täglichen Praxis führt bei vielen Un-
ternehmen, die sich durch organisato-
rische Maßnahmen an die bisherige 
Praxis angepasst hatten, jedoch zu 
Schwierigkeiten.  

 
Wir haben die Staatsregierung daher 
in einem Antrag aufgefordert, sich bei 
der Erarbeitung der Ausführungsbe-
stimmungen zur Einführung der 
Gelangensbestätigung bei Lieferungen 
ins EU-Ausland dafür einzusetzen, 
dass der bürokratische Aufwand in 
einem angemessenen Verhältnis 
zum Nutzen steht und alternative 
Nachweise anerkannt werden. 
 
 
 
 

 
 

 
Weitere Maßnahmen und Initiativen 

 
 
 
Weiterentwicklung der Kinderbe-
treuungsangebote für Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter im Staatsdienst  
 

In Gebieten mit erhöhtem Bedarf an 
Kinderbetreuungsplätzen streben wir 
eine Entlastung für Familien mit 
Kindern an. 
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Wir haben die Staatsregierung daher 
in einem Antrag aufgefordert zu prü-
fen und dem Landtag zu berichten, ob 
im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel in Gebieten mit erhöhtem 
Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen die 
Einrichtung von zusätzlichen Ange-
boten für Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Staatsdienst unterstützt 
werden kann.  
Hierzu soll sie ggf. ein entsprechen-
des Konzept auf der Fördergrundlage 
des BayKiBiG entwickeln. 
 
 
Kennzeichnung regionaler Produkte 
 
Das Interesse der Verbraucherinnen 
und Verbraucher an Produkten aus 
der Region nimmt stetig zu. Die Be-
zeichnung „aus der Region“ wird aller-
dings bisher nicht einheitlich gehand-
habt.  
 
Um herauszufinden, ob eine einheitli-
che Regionalkennzeichnung für baye-
rische Produkte bessere Vermark-
tungs- und Verkaufschancen erwarten 
lässt, haben wir die Staatsregierung in 
einem Antrag aufgefordert, über ak-
tuelle Entwicklungen zur Kenn-
zeichnung regionaler Produkte im 
Ausschuss für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten zu berichten. 
 
 
Neonazistische Organisation Freies 
Netz Süd (FNS) verbieten 
 
In einem Dringlichkeitsantrag haben 
wir die konsequente Praxis der 
Staatsregierung, rechtsextremistische 
Organisationen nach dem Vereinsge-
setz zu verbieten und das Bundesmi-
nisterium des Innern bei Verbotsver-

fahren des Bundes zu unterstützen, 
ausdrücklich begrüßt.  
 
Außerdem soll die Staatsregierung 
prüfen, ob das neonazistische „Freie 
Netz Süd“ und die „Bürgerinitiative So-
ziales Fürth“ nach dem Gesetz verbo-
ten werden können, und in diesem 
Falle die erforderlichen Maßnahmen 
treffen.  
 
 
Einführung des neuen Personal-
ausweises (nPA) in Bayern 
 
Der neue Personalausweis wurde zum 
01.11.2011 bundesweit eingeführt und 
beinhaltet moderne hoheitliche (u. a. 
biometrisches Reisedokument) und 
nichthoheitliche Funktionen (elekt-
ronischer Identitätsnachweis zur Nut-
zung im Internet, eID).  
Damit können sowohl der Freistaat als 
insbesondere auch die Kommunen 
zahlreiche Verwaltungsvorgänge im 
Sinne des eGovernment online anbie-
ten, die durch die eID-Funktion des 
neuen Personalausweises eine höhe-
re Qualität erhalten bzw. überhaupt 
erst möglich werden (sichere Identi-
tätsfeststellung).  
Entscheidend für die Akzeptanz bei 
den Bürgerinnen und Bürgern ist ein 
möglichst breites Angebot an Ver-
waltungsvorgängen und Dienstleistun-
gen, die von der öffentlichen Hand 
vorgehalten werden. 
 
In diesem Zusammenhang haben wir 
die Staatsregierung in einem Dring-
lichkeitsantrag aufgefordert, dem 
Landtag über die Fortschritte bei der 
Einführung der eID-Funktion des neu-
en Personalausweises in Bayern zu 
berichten.  



Schwerpunkte unserer Arbeit Seite 9 

 
 
 
 

 

 
April 2012 

 

 

Dabei sollen insbesondere die Nut-
zung und Verbreitung der Funktio-
nen, die dem eGovernment zuzurech-
nen sind, dargestellt sowie aktuelle 
Dienstleister in Bayern und Hemm-
nisse bei der Einführung thematisiert 
werden.  
Das Bundesverwaltungsamt, Verga-
bestelle für Berechtigungszertifikate, 
soll bei der Berichterstattung beteiligt 
werden.  
 
 
Wap-Billing – Kunden wirksam 
schützen 
 
Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung in einem Antrag aufgefordert, 
dem Landtag innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten der maßgeblichen 
Vorschriften des Telekommunikations-
gesetzes zum Schutz der Verbraucher 
vor unberechtigten Forderungen aus 
Smartphone-Kostenfallen darüber zu 
berichten, ob die Verbraucher durch 
die neu beschlossenen Vorschriften 
ausreichend geschützt werden. Zu-
dem soll in dem Bericht darauf einge-
gangen werden, ob die Vorschriften 
zum Schutz vor Kostenfallen im elekt-
ronischen Geschäftsverkehr ausrei-
chenden Schutz vor Smartphone-
Kostenfallen bieten.  
 
 
Cloud-Technologie 
 
Die Cloud-Technologie ermöglicht viel-
fältige Anwendungen, ohne den zwin-
genden Erwerb von Software-
Lizenzen. Dies kann für dafür geeigne-
te bayerische Bildungseinrichtungen 
sowie für Teile der Verwaltung des 
Freistaats langfristig zu Kostenein-
sparungen führen. 

 
Wir haben die Staatsregierung daher 
aufgefordert, über bisherige Erfah-
rungen mit der Cloud-Technologie in 
staatlichen Einrichtungen zu berichten 
und etwaige Einsatzmöglichkeiten 
zu prüfen. 


